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Einführung in das Europarecht 1. Teil

1. Teil: Einführung in das Europarecht

1. Abschnitt: Was ist „Europarecht“?
Europarecht im engeren 
und weiteren Sinne

Anders als man denken würde, verbirgt sich hinter dem Begriff „Eu-
roparecht“ nicht nur das unmittelbare Recht der Europäischen Uni-
on (EU) – dies bildet (nur) das Europarecht im engeren Sinne. Da-
neben existiert das Europarecht im weiteren Sinne, das nicht un-
mittelbar mit der EU in Verbindung steht. Letzteres umfasst alle
Vorschriften, welche die institutionalisierte Zusammenarbeit euro-
päischer Staaten außerhalb der Union betreffen.

Zum Europarecht im weiteren Sinne gehören deshalb die Vorschriften der Or-
ganisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) und die vom
Europarecht erlassenen Vorschriften (z.B. EMRK).

Europäisches Primär- und 
Sekundärrecht

Das Europarecht im engeren Sinne wird wiederum in zwei Katego-
rien unterteilt: das Primärrecht und das Sekundärrecht.

n Zum Primärrecht gehören die Gründungsverträge der Europä-
ischen Union – der Vertrag über die Europäische Union (EUV)
und der Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen
Union (AEUV) – sowie die Charta der Grundrechte der Euro-
päischen Union (GRCh). Hierzu zählen ferner die vom Gerichts-
hof der Europäischen Union aus diesen Rechtsquellen abgelei-
teten allgemeinen Rechtsgrundsätze und das aus dem ge-
schriebenen Recht entwickelte Gewohnheitsrecht.

n Zum Sekundärrecht wird dasjenige Recht gezählt, das von den
Organen der EU aufgrund einer Ermächtigung im Primärrecht
geschaffen worden ist. Nach Art. 288 AEUV können die Organe
Verordnungen, Richtlinien, Beschlüsse, Empfehlungen und Stel-
lungnahmen erlassen.

Übertragungskompe-
tenz im GG

Auch das deutsche Grundgesetz ist im Zusammenhang mit dem
Europarecht von Bedeutung. Es gehört zwar weder zum Europa-
recht im engeren noch im weiteren Sinne, doch enthält es mit
Art. 23 Abs. 1 S. 2 GG die Ermächtigung für die Bundesrepublik
Deutschland, Hoheitsrechte auf die EU zu übertragen – dies schafft
die grundlegende Voraussetzung, dass die EU überhaupt zum Er-
lass verbindlicher Normen und zur Vornahme verbindlicher Maß-
nahmen ermächtigt ist.

Bedeutung für die Klau-
sur

Für das Studium außerhalb des Schwerpunktbereiches spielt das
Europarecht im weiteren Sinne keine Rolle. Mit dem Europarecht
im engeren Sinne müssen Sie allerdings vertraut sein!
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Die Unionsbürgerschaft 4. Abschnitt

4. Abschnitt: Die Unionsbürgerschaft

A. Bedeutung und Ziel
Begriff des Unions-
bürgers

Unionsbürger ist gemäß Art. 9 S. 2 EUV, Art. 20 Abs. 1 S. 2 AEUV,
wer die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates besitzt. Diese
Regelung mussten die Mitgliedstaaten wählen, da die EU mangels
Staatsqualität (s.o. S. 6 ff.) nach h.M. keine eigene „EU-Staatsan-
gehörigkeit“ verleihen kann. Der Status des Unionsbürgers tritt
deshalb zur nationalen Staatsangehörigkeit hinzu und ersetzt die-
se gerade nicht (Art. 9 S. 3 EUV, Art. 20 Abs. 1 S. 3 AEUV). 

Berechtigte der subjek-
tiven Rechte aus EUV und 
AEUV

Die Unionsbürgerschaft dient einerseits dazu, den Kreis der Be-
rechtigten zu beschreiben, dem die in den europäischen Verträgen
festgeschriebenen subjektiven Rechte zustehen (Art. 20 Abs. 2
S. 1 AEUV). Neben den speziellen Rechten, die in Art. 20 Abs. 2 S. 2
lit. a–d AEUV aufgezählt und in den Art. 21 ff. AEUV näher geregelt
sind, können sich auch nur Unionsbürger auf die Grundfreiheiten
berufen (zu diesen ausführlich unten S. 79 ff.). 

Aufbauhinweis: Bei den Unionsbürgerrechten sowie den Grundfrei-
heiten wird im Rahmen des persönlichen Schutzbereichs überprüft,
ob die das Recht einfordernde Person Unionsbürger ist.

Andererseits ist die Unionsbürgerschaft eingeführt worden, um die
Identifikation der Staatsangehörigen in den Mitgliedstaaten mit
der EU zu stärken, eine Art Zugehörigkeitsgefühl zu erzeugen.
Sollte die europäische Integration weiter voranschreiten und –
wenngleich in ferner Zukunft – in einem europäischen Staat mün-
den, wäre die Unionsbürgerschaft nach Art. 9 EUV die Vorstufe ei-
ner europäischen Staatsangehörigkeit.

Hinweis: Hierfür spricht auch, dass die Unionsbürgerschaft den zuvor
verwendeten Begriff des „Marktbürgers“ abgelöst hat, der in den Ver-
trägen vor den Veränderungen durch den Vertrag von Lissabon ver-
wendet wurde. Dies drückt den Willen zur Weiterentwicklung der ur-
sprünglichen Wirtschaftsgemeinschaft hin zu einer staatenähnlichen
EU deutlich aus.

Adressaten der Unions-
bürgerrechte

Anders als man erwarten würde, stehen den Unionsbürgern ihre
Bürgerrechte nach dem AEUV nicht gegenüber der EU zu. Viel-
mehr erstreckt sich der Wirkungsbereich der Unionsbürgerrechte
auf das Verhältnis der Unionsbürger zu den einzelnen Mitglied-
staaten im Falle einer Grenzüberschreitung. Die Unionsbürger-
rechte dienen damit in erster Linie dazu, gleiche Bedingungen für
die Bürger in allen Mitgliedstaaten zu schaffen.

!
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B. Freizügigkeit
Freizügigkeit als wichtigs-
tes Unionsbürgerrecht

Das wichtigste Unionsbürgerrecht, das den Staatsangehörigen der
Mitgliedstaaten ohne einen Anknüpfungspunkt an wirtschaftliche
Betätigungen gewährleistet wird, ist die Freizügigkeit, Art. 21
AEUV. Sie gewährt allen Unionsbürgern das Recht, sich in allen Mit-
gliedstaaten aufzuhalten, in diese ein- und wieder auszureisen.

Aufbauhinweis: Die Prüfung der Unionsbürgerrechte entspricht – mit
Ausnahme der vorgeschalteten Anwendbarkeitsprüfung – der Prü-
fung nationaler Grundrechte nach dem sog. dreigliedrigen Grund-
rechtsaufbau sowie dem Aufbauschema für die Verletzung von Grund-
freiheiten des AEUV und Grundrechten der GRCh.

I. Anwendbarkeit

1. Subsidiarität der allgemeinen Freizügigkeit
Subsidiarität der allge-
meinen Freizügigkeit 
gegenüber speziellen 
Freizügigkeitsregeln des 
Primärrechts

Die Unionsbürgerrechte stellen zwar grundlegende Freiheiten dar,
sind aber sehr allgemein gehalten. Für besondere Gebiete existie-
ren speziellere subjektive Rechte der Unionsbürger, die Überschnei-
dungen mit dem Schutzbereich der Unionsbürgerrechte aufwei-
sen. Insoweit gilt der Vorrang des spezielleren Rechts: Die Freizü-
gigkeit aus Art. 21 Abs. 1 AEUV ist z.B. gegenüber den speziellen
Einreise- und Verbleibensregeln der Arbeitnehmerfreizügigkeit aus
Art. 45 AEUV subsidiär.

Aufbauschema: Freizügigkeit, Art. 21 AEUV

I.   Anwendbarkeit
1. Subsidiarität ggü. Grundfreiheiten (z.B. Art. 45 AEUV)

2. Vorrang der Freizügigkeitsrichtlinie

II. Schutzbereich
1. Sachlich: Freizügigkeit in den Mitgliedstaaten 
2. Persönlich: Unionsbürger

III. Beschränkung
Staatliche Maßnahme, die den sachlichen Schutzbereich 
beschränkt

IV. Rechtfertigung
1. Einschränkungsmöglichkeit durch Primär- und Sekundär-

recht
2. Unionsrechtskonforme Konkretisierung

(insbes. Verhältnismäßigkeit)

!
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Check: Organisationsrecht

Organisationsrecht        1. Können andere als die in
Art. 13 EUV genannten Organe
durch europäisches Sekundär-
recht eingeführt werden?

1. Nein! Durch Art. 13 EUV wird ein numerus clausus der
Unionsorgane festgelegt, der die Schaffung weiterer
Organe durch Sekundärrecht verhindert. Weitere Orga-
ne können folglich nur im Wege der Änderung der Ver-
träge (Primärrecht) eingeführt werden.

2. Existiert auf der Ebene der EU
eine Gewaltenteilung?

2. Nein! Statt einer Gewaltenteilung sehen die Verträge
eine gegenseitige Kontrolle der Organe untereinander
vor, die sich im Grundsatz des institutionellen Gleich-
gewichts der Organe niederschlägt.

3. Was versteht man unter dem
Grundsatz degressiver Proporti-
onalität?

3. Dieser Grundsatz findet bei der Sitzvergabe im Euro-
päischen Parlament Anwendung und besagt, dass die
Mitgliedstaaten durch Abgeordnete degressiv propor-
tional, also angemessen abfallend, vertreten werden.
Auf jeden Mitgliedstaat entfallen demnach nicht so vie-
le Sitze, wie ihm im Verhältnis seines Anteils an der Uni-
onsbevölkerung eigentlich zustünden.

4. Besteht ein Unterschied zwi-
schen dem Rat und dem Euro-
päischen Rat?

4. Ja! Der Rat besteht aus (Fach-)Ministern aus den Re-
gierungen der Mitgliedstaaten und tagt in wechseln-
den Zusammensetzungen (Art. 16 EUV). Der Europäi-
sche Rat besteht hingegen aus den Staats- und Regie-
rungschefs der Mitgliedstaaten (Art. 15 EUV).

5. Welches Verfahren gilt für die
Beschlussfassung im Europäi-
schen Rat?

5. Das Konsensverfahren. Dabei wird nicht abge-
stimmt, sondern so lange zwischen den Teilnehmern
verhandelt, bis kein Mitglied mehr Einwände erhebt
(vgl. Art. 15 Abs. 4 EUV).

6. Auf welche Weise kann die 
Amtszeit eines Kommissars vor-
läufig enden?

6. Durch Todesfall, durch freiwilligen Rücktritt einzel-
ner Kommissare oder der gesamten Kommission als
Kollegialorgan, durch Abberufung des Kommissions-
präsidenten (sog. erzwungener Rücktritt), durch Amts-
enthebung durch den Gerichtshof auf Antrag des Rates
oder durch Misstrauensvotum des Europäischen Parla-
ments.

7. Was versteht man unter der 
sog. Doppelhutlösung?

7. Die Doppelhutlösung beschreibt die Sonderrolle des
Hohen Vertreters für Außen- und Sicherheitspolitik, da
dieser zugleich als Kommissar und eine Art „Außenmi-
nister“ der EU fungiert (vgl. Art. 18 Abs. 4 EUV).

8. Nennen Sie drei wesentliche 
Aufgaben der Kommission!

8. Exekutivfunktion (z.B. als Kartellbehörde), Initiativ-
monopol (Gesetzgebung), Wächterfunktion.
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die sich daraus ergebenden Grundsätze zu halten und ihre Anwen-
dung zu fördern, wie sich aus Art. 51 Abs. 1 S. 2 GRCh ergibt.

Bindung der Mitglied-
staaten – Streit zwischen 
Gerichtshof und BVerfG

Gestritten wird derzeit zwischen Gerichtshof und BVerfG darüber,
inwieweit auch die Mitgliedstaaten an die GRCh gebunden sind.
Art. 51 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 GRCh sieht vor, dass die Mitgliedstaaten die
GRCh (nur) bei der Durchführung des Rechts der EU beachten
müssen. Was nun alles „Durchführung des Unionsrechts“ ist, lässt
sich nicht eindeutig beantworten. Der Gerichtshof legt die Vor-
schrift weit aus und lässt bereits Berührungspunkte mit dem Uni-
onsrecht ausreichen, um eine Anwendbarkeit der GRCh zu beja-
hen. Das BVerfG hingegen sieht die deutschen Grundrechte hier-
durch zu weit in den Hintergrund gerückt, müsste doch dann in
sehr vielen unionsrechtlich zumindest teilweise geregelten Sach-
gebieten die GRCh als Teil des Unionsrechts mit Anwendungsvor-
rang vorrangig berücksichtigt werden. Deshalb vertritt das BVerfG
eine enge Auslegung des Art. 51 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 GRCh und nimmt
eine Bindung deutscher Organe nur für den Fall an, dass das betrof-
fene Sachgebiet unionsrechtlich determiniert ist. Dies sei wiede-
rum dann der Fall, wenn die Einrichtung und Ausgestaltung der je-
weiligen nationalen Vorschriften z.B. durch Verordnungen und
Richtlinien vorgegeben und geregelt sei. 

Klausurhinweis: Für die Klausur kommt es in erster Linie darauf an,
den Streit zu kennen. Nur für den Fall, dass die beiden Auffassungen im
konkreten Fall zu unterschiedlichen Ergebnissen gelangen, müssen Sie
den Streit entscheiden. Ist die Entscheidung erforderlich, so sollte sie
zugunsten des BVerfG ausfallen. Denn anderenfalls würde sich das
Unionsrecht in Form der GRCh auch auf Bereiche erstrecken, die nicht
unmittelbar durch das Unionsrecht vorgezeichnet sind. Dies würde
eine nicht unerhebliche Einschränkung staatlicher Souveränität be-
deuten, dürften doch die von den Mitgliedstaaten autark geschaffe-
nen Vorschriften nicht mehr an der nationalen Verfassung gemessen
werden, sondern müssten einer Überprüfung anhand der europäi-
schen Grundrechte standhalten.

II. Schutzbereich

1. Sachlicher Schutzbereich

a) Auslegungskriterien
Gewährleistungsgehalt 
anhand des Kernbegriffs

Die Umschreibung des Schutzbereiches erfolgt wie bei den deut-
schen Grundrechten und orientiert sich am jeweiligen Kernbe-

!
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griff. Aus diesem lässt sich mittels Auslegung der Gewährleis-
tungsgehalt des jeweiligen Grundrechts ermitteln.

EMRK und überlieferte 
Verfassungstradition als 
Auslegungshilfen

Die GRCh gibt selbst vor, welche weiteren Grundsätze für die Aus-
legung heranzuziehen sind: Nach Art. 52 Abs. 3 GRCh haben die
EU-Grundrechte, die mit Rechten in der EMRK übereinstimmen,
die gleiche Bedeutung und Tragweite wie die Rechte der EMRK. Es
hat sich deshalb eingebürgert, dass der Gerichtshof die EU-Grund-
rechte unter Rückgriff auf die Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) auslegt. Im Übrigen sol-
len die Grundrechte an den überlieferten Verfassungstraditionen
der Mitgliedstaaten ausgelegt werden, Art. 52 Abs. 4 GRCh. 

Klausurhinweis: Gerade aufgrund dieser Verweisung ist es nicht
falsch, sich bei der Auslegung der GRCh an der Auslegung der deut-
schen Grundrechte zu orientieren. Aber Vorsicht: Orientieren heißt
nicht kopieren! Denn dann würde Verfassungsüberlieferung nur eines
von 28 Mitgliedstaaten den Ausschlag geben. Eine 1:1-Übertragung
von Streitigkeiten aus dem Dunstkreis deutscher Grundrechte ist des-
halb nicht empfehlenswert! Oftmals kann die Übertragung auch gar
nicht funktionieren, weil es im Grundgesetz kein Pendant gibt – die
GRCh sieht einen umfangreicheren und detaillierteren Schutz vor als
das Grundgesetz. Dies beweist allein der Umfang, da die GRCh insge-
samt 50 einzelne Grundrechtspositionen enthält.

Grundsatz der Meistbe-
günstigung bei der Ausle-
gung unter Rückgriff auf 
verschiedene Quellen

Sollten Widersprüche bei der Auslegung eines Grundrechts entste-
hen, das sowohl in der GRCh als auch in der EMRK und den Verfas-
sungen der Mitgliedstaaten existiert, gilt der Grundsatz der Meist-
begünstigung: Für den Unionsbürger gilt die weiteste Auslegung
des Schutzbereichs, die zu den übrigen Quellen vertreten wird, da-
mit die Rechte des Unionsbürgers bestmöglich geschützt sind.

b) Arten der Grundrechte
Systematik der GRChDie GRCh unterscheidet in den einzelnen Titeln unterschiedliche

Arten von Grundrechten:

n Freiheitsrechte (Titel I und II, Art. 1–19 GRCh),

Hierzu zählen: Menschenwürde (Art. 1 GRCh), Leben (Art. 2 GRCh), Familie
(Art. 7 GRCh), Versammlung (Art. 12 GRCh) und Eigentum (Art. 17 GRCh)

n Gleichheitsrechte (Titel III, Art. 20–26 GRCh),

Hierzu zählen: Gleichheit von Mann und Frau (Art. 23 GRCh) und Kinder-
rechte (Art. 24 GRCh)

!
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n Solidaritätsrechte (Titel IV, Art. 27–38 GRCh),

Hierzu zählen: gerechte Arbeitsbedingungen (Art. 31 GRCh), soziale Sicher-
heit (Art. 34 GRCh)

n Bürgerrechte (Titel V, Art. 39–46 GRCh) und

Hierzu zählen: aktives und passives Europawahlrecht (Art. 39 GRCh), Infor-
mationsrecht (Art. 42 GRCh), Petitionsrecht (Art. 44 GRCh)

n Justizgrundrechte (Titel VI, Art. 47–50 GRCh).

Hierzu gehören: Recht auf effektiven Rechtsschutz (Art. 47 GRCh), Doppel-
bestrafungsverbot (Art. 50 GRCh)

Klausurhinweis: Die Unterscheidung müssen Sie in der Klausur nicht
offensiv ansprechen. Das Verständnis der Systematik der GRCh hilft Ih-
nen vielmehr dabei, das jeweils einschlägige Grundrecht dem vorlie-
genden Sachverhalt zuzuordnen!

c) Nebeneinander der Schutzbereiche
Keine Grundrechtskon-
kurrenz

Fällt das Verhalten des Grundrechtsberechtigten in den Schutz-
bereich mehrerer Grundrechte, prüft der Gerichtshof diese im
Schutzbereich nebeneinander. Eine Abgrenzung der einzelnen
Schutzbereiche erfolgt nicht, da sie alle derselben Einschränkungs-
möglichkeit unterliegen (siehe dazu unten S. 116).

2. Persönlicher Schutzbereich
Unterscheidung von 
Menschen- und Unions-
bürgerrechten

Ob es persönliche Einschränkungen gibt, hängt von dem jeweili-
gen Grundrecht ab. Die GRCh kennt Menschenrechte, die sie je-
dermann zubilligt (z.B. die Menschenwürde, Art. 1 GRCh). Aller-
dings sind einige Grundrechte ausdrücklich Unionsbürgern vorbe-
halten, sodass sie als Unionsbürgerrechte beschrieben werden
(z.B. das Wahlrecht zum Europäischen Parlament, Art. 39 Abs. 1
GRCh). Da die GRCh keine eigenständige Definition des Unionsbür-
gerstatus enthält, kann insoweit auf die Definitionen in Art. 9 Abs. 1
S. 2 EUV, Art. 20 Abs. 1 S. 2 AEUV zurückgegriffen werden.

Klausurhinweis: Sofern Sie ein Menschenrecht prüfen, genügt in der
Klausur der Hinweis, der persönliche Schutzbereich sei erfüllt, da es
sich um ein Jedermann- oder Menschenrecht handelt. Längere Aus-
führungen bringen an der Stelle einen direkten Punktabzug!

Grundrechtsfähigkeit ju-
ristischer Personen und 
sonstiger Gesellschaften

Die Anwendbarkeit der Grundrechte auf juristische Personen
und sonstige Gesellschaften regelt die GRCh nicht. Da die Grund-
rechtsfähigkeit juristischer Personen in der Rechtsprechung des
EGMR für den Bereich der EMRK anerkannt ist und auch von einzel-

!
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nen Verfassungen der Mitgliedstaaten bejaht wird (vgl. Art. 19
Abs. 3 GG), wird allgemein von einer Grundrechtsfähigkeit der Ge-
sellschaften ausgegangen. Als Indiz kann der Wortlaut der Art. 42
bis 44 GRCh herangezogen werden, der ausdrücklich von „natürli-
chen und juristischen Personen“ spricht. Grundrechtsfähig sind in-
soweit nicht nur europäische Gesellschaftsformen wie die europä-
ische Aktiengesellschaft (EAG), sondern auch juristische Personen
und Personengesellschaften nach nationalem Recht. Auch hier ist
eine weite Auslegung vorzugswürdig, um den grundrechtlichen
Schutz so vielen Personen und Personenvereinigungen zugänglich
zu machen wie möglich.

Dem Wesen nach auf 
juristische Personen 
anwendbar

Einschränkend gilt jedoch, dass nur die Grundrechte auf juristische
Personen und Gesellschaften Anwendung finden dürfen, bei de-
nen es dem Wesen des Grundrechts nach möglich ist. Solche
Grundrechte, die ihrem Schutzbereich erkennbar nur auf natürli-
che Personen zugeschnitten sind (z.B. Leben, Art. 2 GRCh), können
von juristischen Personen nicht geltend gemacht werden.

Klausurhinweis: Als Indiz können Sie sich am Wortlaut der GRCh ori-
entieren: Spricht der jeweilige Artikel der GRCh von „Personen“, ist das
Grundrecht in der Regel auch auf juristische Personen und Personen-
vereinigungen anwendbar. Spricht der jeweilige Artikel hingegen von
„Menschen“, die sich auf das Grundrecht berufen können und sollen,
spricht dies gegen eine Anwendung auf Gesellschaften.

III. Eingriff
Weiter EingriffsbegriffEin Eingriff in den Schutzbereich liegt vor, wenn die gewährleiste-

ten Freiheiten und Rechte durch die Maßnahme eines grund-
rechtsverpflichteten Organs verkürzt werden. Eine solche Verkür-
zung folgt in der Regel aus Ge- oder Verboten. Aber auch mittel-
bare Beeinträchtigungen der Unionsbürger genügen, um einen
Eingriff anzunehmen, da der Gerichtshof eine weite Auslegung
des Eingriffsbegriffs vertritt.

Hinweis: Die Rechtsprechung des Gerichtshofs erinnert an den weiten
Eingriffsbegriff des BVerfG im Rahmen deutscher Grundrechte!

IV. Rechtfertigung
Möglichkeit der Recht-
fertigung

Nicht jeder Eingriff hat eine Verletzung des Grundrechts zur Folge.
Vielmehr sind die Eingriffe in den Schutzbereich gerechtfertigt,
welche die Vorgaben der GRCh erfüllen und konkretisieren.

!
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selbst, sondern auch das sonstige Primärrecht (z.B. die GRCh) sowie
das Sekundärrecht. Hintergrund ist die Wächterfunktion der Kom-
mission: Sie soll die Einhaltung des gesamten Unionsrechts durch
die Mitgliedstaaten sicherstellen. Dies ist ihr nur möglich, wenn sie
auch ein Verstoß gegen das Sekundärrecht zu einer nach Art. 258
AEUV geltend zu machenden Vertragsverletzung führen kann.

C. Folgen der Entscheidung
Verpflichtung zur Beseiti-
gung der Vertragsverlet-
zung und Möglichkeit der 
Verhängung eines 
Zwangsgeldes

Stellt der Gerichtshof die Vertragsverletzung fest, verpflichtet er
den Mitgliedstaat zur Beseitigung der Vertragsverletzung. Er
darf dabei jedoch nicht weiter einschränken, auf welche Weise der
Mitgliedstaat die Vertragsverletzung zu beseitigen oder welches
Verhalten er zu unterlassen hat. Der beklagte Mitgliedstaat ist nach
Art. 260 Abs. 1 AEUV verpflichtet, die notwendigen Maßnahmen
zur Umsetzung der Entscheidung zu ergreifen. Kommt er dieser
Verpflichtung nicht nach, kann der Gerichtshof nach Art. 260 Abs. 2
AEUV ein Zwangsgeld verhängen.

Hinweis: Weitere Sanktionsmöglichkeiten stehen dem Gerichtshof
nicht zur Verfügung. Zur besonderen Sanktion der unmittelbaren Wir-
kung einer Richtlinie s.o. S. 65 ff.

3. Abschnitt: Nichtigkeitsklage
Zweck der Nichtigkeits-
klage

Die Nichtigkeitsklage gemäß Art. 263 AEUV ermöglicht eine Über-
prüfung der Rechtmäßigkeit von Handlungen der Unionsorgane
und sonstiger Stellen der EU. Das Verfahren kann als Klage auf-
grund subjektiver, persönlicher Betroffenheit oder als objekti-
ves Beanstandungsverfahren durchgeführt werden.

!

Prüfungsschema: Nichtigkeitsklage

A. Zulässigkeit

I. Zuständigkeit

II. Parteifähigkeit

III. Klagegegenstand

IV. Klagebefugnis

V. Klagefrist

VI. Ordnungsgemäße Begründung

B. Begründetheit

Objektives Vorliegen eines Klagegrundes
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